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Hinweis - 2025/4-VI - Berechnung des anzulegenden Wertes für bestehende 
Biomasseanlagen 

Hier: Einreichung einer Stellungnahme 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

gerne nehmen wir zu o.g. Verfahren Stellung: 

1. Wie wird bei bestehenden Biomasseanlagen, die in den drei dem 
Gebotstermin vorangegangenen Kalenderjahren für den in der jeweiligen 
Anlage erzeugten Strom die Marktprämie oder die Einspeisevergütung 
erhalten haben, der Durchschnittswert des anzulegenden Wertes nach § 39g 
Abs. 6 EEG 2023 berechnet? 

EEG 2023 § 39g Abs. (6): 1“Wenn eine bestehende Biomasseanlage einen 
Zuschlag erhält, ist ihr anzulegender Wert unabhängig von ihrem 
Zuschlagswert der Höhe nach begrenzt auf die durchschnittliche Höhe des 
anzulegenden Werts für den in der jeweiligen Anlage erzeugten Strom in Cent 
pro Kilowattstunde nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz in der für die 
Anlage bisher maßgeblichen Fassung, wobei der Durchschnitt der drei dem 
Gebotstermin vorangegangenen Kalenderjahre maßgeblich ist.“ 

Damit wird abgestellt auf: 

 die durchschnittliche Höhe des historischen anzulegenden Werts 
 den erzeugten Strom 
 den Durchschnitt der drei vorangegangenen Kalenderjahre 
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2“Für die Ermittlung des Durchschnitts sind für jedes der drei Jahre der 
Quotient aus allen für die Anlage geleisteten Zahlungen, die aufgrund des 
Erneuerbare-Energien-Gesetzes oder einer aufgrund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnung geleistet wurden, und der im jeweiligen Jahr 
insgesamt vergüteten Strommenge zugrunde zu legen, sodann ist die Summe 
der nach dem vorstehenden Halbsatz ermittelten anzulegenden Werte durch 
drei zu teilen.“ 

Damit wird abgestellt auf: 

 jedes einzelne der drei Jahre 
 den anzulegenden Wert Einzeljahr: Quotient aus geleisteten 

Zahlungen auf Basis EEG und vergütete Strommenge 
 die Summe der drei einzelnen anzulegenden Werte dividiert durch drei 

Daraus ergibt sich: 

anzulegender Wert: AW in Cent/kWhel 
 

𝐴𝑊 𝐽𝑎ℎ𝑟 1 =
𝑔𝑒𝑙𝑒𝑖𝑠𝑡𝑒𝑡𝑒 𝑍𝑎ℎ𝑙𝑢𝑛𝑔𝑒𝑛 𝑎𝑢𝑓 𝐵𝑎𝑠𝑖𝑠 𝐸𝐸𝐺

vergütete Strommenge
 

 

𝐴𝑊 𝐽𝑎ℎ𝑟 2 =
𝑔𝑒𝑙𝑒𝑖𝑠𝑡𝑒𝑡𝑒 𝑍𝑎ℎ𝑙𝑢𝑛𝑔𝑒𝑛 𝑎𝑢𝑓 𝐵𝑎𝑠𝑖𝑠 𝐸𝐸𝐺

vergütete Strommenge
 

 

𝐴𝑊 𝐽𝑎ℎ𝑟 3 =
𝑔𝑒𝑙𝑒𝑖𝑠𝑡𝑒𝑡𝑒 𝑍𝑎ℎ𝑙𝑢𝑛𝑔𝑒𝑛 𝑎𝑢𝑓 𝐵𝑎𝑠𝑖𝑠 𝐸𝐸𝐺

vergütete Strommenge
 

 
 

𝑫𝒖𝒓𝒄𝒉𝒔𝒄𝒉𝒏𝒊𝒕𝒕𝒔𝒘𝒆𝒓𝒕 𝑨𝑾 =
𝐴𝑊 𝐽𝑎ℎ𝑟 1 + 𝐴𝑊 𝐽𝑎ℎ𝑟 2 + 𝐴𝑊 𝐽𝑎ℎ𝑟 3
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EEG 2023 § 3 Nr. 3. ‚„anzulegender Wert“ der Wert, den die 
Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und 
Eisenbahnen (Bundesnetzagentur) im Rahmen einer Ausschreibung nach § 22 
in Verbindung mit den §§ 28 bis 39q ermittelt oder der durch die §§ 40 bis 49 
gesetzlich bestimmt ist und der die Grundlage für die Berechnung der 
Marktprämie, der Einspeisevergütung oder des Mieterstromzuschlags ist,‘ 

Gemäß Anhang 1 EEG 2023 gilt: 

‚„MP“ die Höhe der Marktprämie 
… 
„MW“ der jeweilige Monatsmarktwert in Cent pro Kilowattstunde. 
„JW“ der jeweilige Jahresmarktwert in Cent pro Kilowattstunde.‘ 
 
MP = AW– MW bzw. MP = AW– JW 

Damit gilt: 

AW = MP + M(J)W 

Der anzulegende Wert ist somit eindeutig definiert als Summe aus 
Marktprämie und Monats(Jahres)marktwert.  

 

2. Sind bei der Berechnung der jährlichen Durchschnittswerte nach § 39g Abs. 
6 Satz 2 EEG 2023 für bestehende Biomasseanlagen, die in den drei dem 
Gebotstermin vorangegangenen Kalenderjahren vom Netzbetreiber 
gezahlten Flexibilitätsprämien, Boni oder/ und Entschädigungen für 
Nichteinspeisung, wie Entschädigungszahlungen für Redispatch gemäß §§ 13. 
EnWG bzw. §§ 14, 15 EEG 2017/20216, miteinzubeziehen? 

Begründung zu § Zu § 39f EEG 2016, Abs. (6) 

„…Nach Satz 1 ist der neue anzulegende Wert der jeweiligen Anlage 
begrenzt auf ihren bisherigen durchschnittlichen anzulegenden Wert. Dabei 
ist auf den Durchschnitt der drei Kalenderjahre abzustellen, die der jeweiligen 
Ausschreibung vorangegangen sind. Da diese Begrenzung den 
Zahlungsanspruch nach § 19 Absatz 1 EEG 2016 betrifft, ist dieser Wert durch 
den Anschlussnetzbetreiber zu ermitteln. Bei diesem liegen auch direkt und 
rechtzeitig die dafür erforderlichen Daten vor (insbes. Jahresabrechnungen 
der Vorjahre).“ 

„…Nach Satz 2 Halbsatz 1 sind für die Ermittlung des Durchschnitts für jedes 
der drei Jahre der Quotient aus allen für die Anlage geleisteten Zahlungen 
und der im jeweiligen Jahr insgesamt vergüteten Strommenge zugrunde zu 
legen. Um den Aufwand gering zu halten, empfiehlt es sich für den 
Netzbetreiber, dabei auf die betreffenden EEG-Jahresendabrechnungen 
abzustellen. Da bei der Ausschreibung auf die gesamte Stromerzeugung ein 
einheitlicher anzulegender Wert zu bieten ist, ist bei Bestandsanlagen, die ab 
einer bestimmten Bemessungsleistung für die unterschiedlichen 
Bemessungsleistungsstufen unterschiedlich hohe anzulegende Werte haben, 
für die Bestimmung des Höchstwerts der durchschnittliche anzulegende Wert 
über die gesamte Bemessungsleistung der jeweiligen Vorjahre zu ermitteln. 
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Bei der Ermittlung des bisherigen anzulegenden Wertes sind alle Zahlungen 
nach § 19 EEG 2016 (einschließlich etwaiger Boni) und nach § 50 EEG 2016 
(insbesondere die Flexibilitätsprämie nach § 50b EEG 2016) zu 
berücksichtigen.“ 

Daraus folgt: 

 Es wird auf alle für die Anlage geleisteten Zahlungen abgestellt 
 Verpflichtet zur Ermittlung des Durchschnittswertes wurde der 

Netzbetreiber  
 Dieser soll dabei auf die EEG-Jahresendabrechnung zurückgreifen 
 Alle erhaltenen Boni und auch die Flexibilitätsprämie sind für die 

Berechnung des anzulegenden Wertes einzubeziehen. 

Im EEG selbst wird im Kontext mit diesem Durchschnittswert stets auf den 
anzulegenden Wert abgestellt. Wollte man aus dem letzten Satz eben zitierter 
Begründung herauslesen, dass lediglich die vom Netzbetreiber geleisteten 
Zahlungen für die Berechnung des anzulegenden Wertes herangezogen 
werden sollte, läge man damit falsch. Zum einen ist der anzulegende Wert 
eindeutig definiert als Summe aus Marktprämie und 
Monats(Jahres)marktwert. Zum anderen hat der letzte Satz eben zitierter 
Begründung dem Wortlaut nach keinen Anspruch auf Vollständigkeit, 
sondern definiert Komponenten, welche mindestens heranzuziehen sind. Es 
wird dort nicht etwa untersagt, weitere zugehörige Komponenten für die 
Berechnung zu verwenden. Dem Netzbetreiber sind neben seinen geleisteten 
Zahlungen auch die historisch gültigen anzulegenden Werte bekannt, da 
diese, wie in der Begründung beschrieben, von ihm für die Berechnung der 
Marktprämien verwendet werden. Darüber hinaus gilt die Definition des 
anzulegenden Wertes im Gesetz deutlich mehr als Ausführungen in einer 
Begründung. 

„Bei Anlagen, die die feste Einspeisevergütung in Anspruch genommen 
haben, ist bei der Ermittlung des anzulegenden Wertes § 53 EEG 2016 zu 
berücksichtigen. Dies gilt allerdings nicht für Anlagen, für die ein 
Vergütungssatz vor Einführung der verpflichtenden Direktvermarktung durch 
das EEG 2014 gilt. Denn bei diesen war die seit dem EEG 2014 im 
anzulegenden Wert direkt eingepreiste sog. Managementprämie noch nicht 
im Vergütungssatz enthalten.“ 

Hier werden die Feinheiten der evtl. Berücksichtigung der 
Managementprämie erörtert. 

Auf Basis dieser Ausführungen geht C.A.R.M.E.N. e.V. davon aus, dass zur 
Ermittlung des anzulegenden Wertes Entschädigungszahlungen für 
Redispatch 2.0 etc. nicht heranzuziehen sind. Zum einen handelt es sich 
dabei nicht um eine Vergütung bzw. Förderung sondern um eine 
Entschädigung über entgangener Vergütung bzw. Förderung abzüglich 
ersparter Aufwendungen.  Womöglich ist die zugehörige Strommenge auch 
erst gar nicht produziert worden, wenn der Anlagenbetreiber davon frühzeitig 
in Kenntnis gesetzt wurde. Rein aus praktischen Gründen ist noch anzuführen, 
dass die Abwicklung von Entschädigungszahlungen entsprechend aufwendig 
und damit Zeit intensiv ist und somit womöglich noch gar nicht abgewickelt 
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wurde, wenn die Berechnung des Durchschnittswertes erforderlich ist. 

Aus diesen Ausführungen ergeben sich folgende verfeinerte 
Berechnungsweisen für den Durchschnittswert: 

Im Fall der Direktvermarktung: 

𝐴𝑊 𝐽𝑎ℎ𝑟 1 =
(MP + (MW[JW] ∗ vergütete Strommenge in diesem Zeitraum))

vergütete Strommenge in diesem Jahr
 

 

𝐴𝑊 𝐽𝑎ℎ𝑟 2 =
(MP + (MW[JW] ∗ vergütete Strommenge in diesem Zeitraum))

vergütete Strommenge in diesem Jahr
 

 

𝐴𝑊 𝐽𝑎ℎ𝑟 3 =
(MP + (MW[JW] ∗ vergütete Strommenge in diesem Zeitraum))

vergütete Strommenge in diesem Jahr
 

 

Im Fall Einspeisevergütung:  

𝐴𝑊 𝐽𝑎ℎ𝑟 1 =
𝑎usgezahlte Vergütung

vergütete Strommenge
 

 

𝐴𝑊 𝐽𝑎ℎ𝑟 2 =
𝑎usgezahlte Vergütung

vergütete Strommenge
 

 

𝐴𝑊 𝐽𝑎ℎ𝑟 3 =
𝑎usgezahlte Vergütung

vergütete Strommenge
 

 
 

𝑫𝒖𝒓𝒄𝒉𝒔𝒄𝒉𝒏𝒊𝒕𝒕𝒔𝒘𝒆𝒓𝒕 𝑨𝑾 =
𝐴𝑊 𝐽𝑎ℎ𝑟 1 + 𝐴𝑊 𝐽𝑎ℎ𝑟 2 + 𝐴𝑊 𝐽𝑎ℎ𝑟 3

3
 

 
3. Welcher Zeitraum ist für bestehende Biomasseanlagen bei der Begrenzung 
des anzulegenden Wertes nach § 39g Abs. 6 EEG 2023 zugrunde zu legen, 
wenn die jeweilige Anlage in den drei dem Gebotstermin vorangegangenen 
Kalenderjahren (zeitweise) keinen Strom erzeugt hat oder (zeitweise) nicht in 
das Netz der allgemeinen Versorgung eingespeist hat? 

Gemäß EEG 2023 § 39g Abs. (6) ist der Stichtag der Gebotstermin. Und davon 
werden die drei vorangegangenen Kalenderjahre gewählt für alle 
Betrachtungen.  

Wurde zeitweise kein Strom eingespeist bzw. vergütet, bleibt diese Zeitscheibe 
automatisch unberücksichtigt.  
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Für den unwahrscheinlichen Fall, dass in diesen drei Jahren kein Strom 
eingespeist bzw. vergütet, jedoch erzeugt wurde, ist auf EEG 2023 § 39g Abs. 
(6) Satz 1 abzustellen, der sich auf die erzeugte Strommenge bezieht. Sofern 
sich die AW der jeweiligen Jahre bestimmen lassen, wird der Durchschnitt wie 
folgt berechnet: 

𝑫𝒖𝒓𝒄𝒉𝒔𝒄𝒉𝒏𝒊𝒕𝒕𝒔𝒘𝒆𝒓𝒕 𝑨𝑾 =
𝐴𝑊 𝐽𝑎ℎ𝑟 1 + 𝐴𝑊 𝐽𝑎ℎ𝑟 2 + 𝐴𝑊 𝐽𝑎ℎ𝑟 3

3
 

 
 

4. Erfasst § 39g Abs. 6 EEG 2023 bestehende Biomasseanlagen, bei denen in 
den drei dem Gebotstermin vorangegangenen Kalenderjahren der in der 
jeweiligen Anlage erzeugte Strom gemäß § 21a EEG 2023 (zeitweise) ohne 
Inanspruchnahme der Zahlung nach § 19 Abs. 1 EEG 2023 direkt vermarktet 
wurde? Falls ja, wie ist die Begrenzung des anzulegenden Wertes nach § 39g 
Abs. 6 EEG 2023 in diesem Fall zu berechnen? 

Sonstige Direktvermarktung funktioniert ohne anzulegenden Wert. Erfolgte in 
den vergangenen drei Jahren zeitweise eine sonstige Direktvermarktung, sind 
diese Zeitscheiben bei der Berechnung des Durchschnittswertes 
auszunehmen. Wurde die sonstige Direktvermarktung in allen drei betroffenen 
Jahren praktiziert, kann kein Durchschnittswert gebildet werden. 

Mit freundlichen Grüßen 

i.A.  

 Robert Wagner, Dipl. Ing. (FH) 
Abteilungsleiter 
Biogas und Mobilität  
 


